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Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse –  

wissenschaftliche Verständnisse und Zugänge

Dr. Annett Steinführer, Dr. Christian Hundt, Dr. Patrick Küpper, Dr. Anne Margarian, Dr. Peter Mehl

In	den	Sozial-,	Planungs-	und	Wirtschaftswissenschaften	der	Bundesrepublik	lässt	sich	seit	den	
1970er	Jahren	ein	zyklisches	Interesse	an	der	Frage	gleichwertiger	Lebensverhältnisse	feststellen.	
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zeichnet der Beitrag jüngere Diskurslinien unterschiedlicher  

Disziplinen	auf.	Eine	eindeutige	oder	gar	einheitliche	Definition	bleibt	die	Forschung	schuldig,	denn	
„Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ ist ein politisches Leitbild und damit eine normative und 

weithin	unbestimmte	Formel.	Gerade	diese	Unbestimmtheit	aber	ist	es,	die	im	Zuge	beschleunigten	
gesellschaftlichen Wandels immer wieder Debatten über den genauen Bedeutungsgehalt hervorruft 

und	neue	Forschungen	anstößt.1

1 Der Beitrag ist die gekürzte Fassung eines in Vorbereitung befindlichen Thünen Working Paper (www.thuenen.de/de/infothek/publikationen/thuenen-working-paper/).

Die	Gleichwertigkeits- 
Formel im Zeitverlauf

Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse in den Teilräumen 
der Bundesrepublik ist ein grund-
legendes Ziel der Raumordnungs-, 
Finanz- und Sozialpolitik des 
Bundes. Bereits die ersten Bemü-
hungen um einen Abbau des,  
wie es damals hieß, Stadt-Land- 
„Gefälles“ in den 1950er und 
1960er Jahren waren von einem 
impliziten Bezug auf Gleichwer-
tigkeit als Orientierungsrahmen 
gekennzeichnet (Strubelt 2004: 
251). Im fünften Raumordnungs-
bericht 1972 wurde das Ziel einer 
„Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse in allen Teilen des 
Bundesgebietes“ (BReg 1972: 12) 
explizit formuliert, denn dieses  
sei trotz Infrastrukturmaßnahmen 
und der Förderpolitik im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgaben noch 
nicht erreicht worden. Im Bundes-
raumordnungsprogramm von 1975 
gibt es eine der wenigen genaue-
ren bundespolitischen Erläute-
rungen: „Gleichwertige Lebens-

bedingungen [...] sind gegeben, 
wenn für die Bürger in allen Teil-
räumen des Bundesgebiets ein 
quantitativ und qualitativ ange-
messenes Angebot an Wohnun-
gen, Erwerbsmöglichkeiten und 
öffentlichen Infrastruktureinrich-
tungen in zumutbarer Entfernung 
zur Verfügung steht und eine 
menschenwürdige Umwelt vor-
handen ist“ (BReg 1975: 6).

In den 1970er Jahren findet  
sich in raumordnungspolitischen 
Dokumenten auf Bundesebene 
mehrfach die Formulierung, dass 
gleichwertige Lebensbedingungen 
in allen Teilräumen die Grundlage 
für das gesellschaftspolitische 
Ziel der Verbesserung der Lebens-
qualität seien. Strubelt (2004: 251ff.) 
betont in diesem Zusammenhang 
auch die Abkehr von biologistisch-
organischen Analogien (z. B.  
„ungesunde“ Arbeits- und Lebens-
bedingungen) hin zu einer Beto-
nung individueller Chancengleich-
heit. Für die 1980er Jahre, in  
denen der damaligen Bundes-
republik ein problematisches 
Süd-Nord -Gefälle attestiert wurde 
(Friedrichs et al. 1986), konstatiert 
der gleiche Autor eine „vorsich-
tig[e] Relativierung“ des Leitbilds 
hin zur Akzeptanz regionaler  
Unterschiede und einer Betonung 
regional spezifischer Potenziale 
(Strubelt 2004: 263) sowie eine 
stärkere Orien tierung auf ökolo-
gische Fragen.

 Mit der Wiedervereinigung 1990 
änderte sich das sozialräumliche 
und wirtschaftliche Gefüge der 
Bundesrepublik grundlegend. 
Dreh- und Angelpunkt der raum-
ordnungspolitischen Debatte  
wurde das ökonomische und vor 
allem in technischer Hinsicht auch 
infrastrukturelle West-Ost-Gefälle. 
Gleich mehrere Raumordnungs-
berichte befassten sich in dieser 
Zeit mit dem Auseinanderklaffen 
von politischem Gleichwertigkeits-
anspruch und regionalen Realitä-
ten. Der Raumordnungspolitische 
Orientierungsrahmen 1992, ver-
abschiedet durch die Ministerkon-
ferenz für Raumordnung (MKRO), 
formulierte eine Negativdefinition 
von Gleichwertigkeit: Diese sei 
„nicht misszuverstehen als: pau-
schale Gleichartigkeit, Anspruch 
auf gleiche, undifferenzierte  
Förderung und auf Nivellierung, 
pauschale Verpflichtung des 
Staates zum Ausgleich“ (BMRBS 
1993: 21). Dies verband sich mit 
der Deutung, dass Gleichwertig-
keit „kein absoluter Maßstab“, 
sondern eine „situationsabhängige, 
dynamische Zielrichtung“ (ebd.) 
sei. Zugleich wurde Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse damit 
als eine eher lang- denn kurzfris-
tig abzuschließende Gestaltungs-
aufgabe definiert (so Strubelt 
2004: 273). In den Folgejahren 
verschob sich der raumordnungs-
politische Diskurs auf Bundes-
ebene stärker in Richtung Nach-
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haltigkeit und europäische Inte-
gration. In der jüngsten Vergan-
genheit, konkret mit dem Bericht 
der Bundesregierung „Unser Plan 
für Deutschland“ (BMI 2019), tra-
ten Fragen des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts und mit ihnen 
Infrastrukturen und Daseinsvor-
sorge als Garanten guter Lebens-
perspektiven und von Teilhabe-
chancen in den Vordergrund.

Bei aller Knappheit und notwen-
digen Selektivität dieses histori-
schen Abrisses: Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse war bundes-
politisch nie mit einer eindeutigen 
Definition oder klaren Operatio-
nalisierung der zu erreichenden 
Ziele verbunden. Vielmehr wurde 
die Formel abhängig von der ge-
samtgesellschaftlichen Situation 
sowie politischen Rahmenbedin-
gungen und Auseinandersetzun-
gen im Spannungsfeld von wirt-
schaftlicher Entwicklung und 
staatlichem Ausgleich immer  
wieder neu interpretiert und  
unterschiedlich ausgelegt.

Im Folgenden werden ohne  
Anspruch auf Vollständigkeit Dis-
kussionslinien vor allem jüngerer 
rechts-, planungs- und sozial-
wissenschaftlicher sowie regio-
nalökonomischer Arbeiten nach-
gezeichnet, die sich implizit oder 
explizit Fragen der Gleichwertig-
keit widmeten. 

Rechtswissenschaftliche 
Perspektiven 

Rechtswissenschaft und Recht-
sprechung haben sich intensiv 
mit dem Begriff Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse ausein-
andergesetzt. Die intensivsten 
Bemühungen um eine Bestimmung 
des Bedeutungsgehalts finden 
sich bei Brandt (2006), der die 
einzelnen Worte und die rechts-
systematischen Verknüpfungen 
ausgiebig erörtert. Ganz überwie-
gend geht es bei der juristischen 

Debatte aber weniger darum, exakt 
zu bestimmen, was unter dem 
Begriff „gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ zu verstehen sei.  
Im Mittelpunkt steht vielmehr die 
Frage, ob es ein Staatsziel oder 
gar einen Verfassungsauftrag  
zur Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse auch auf 
Bundesebene gibt, entsprechend 
den Bestimmungen in den Landes-
verfassungen von Baden-Württem-
berg, Bayern und Brandenburg. 
Im Grundgesetz (GG) wird der 
Terminus „Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse“ explizit 
lediglich in Art. 72 verwendet, in 
Art. 91a (Gemeinschaftsaufgaben) 
findet sich der Begriff „Verbesse-
rung der Lebensverhältnisse“, und 
in Artikel 106 wird die Formulie-
rung „Einheitlichkeit der Lebens-
verhältnisse“ verwendet, die bis 
zur Verfassungsänderung von 
1994 auch in Art. 72 galt.

Zur oben aufgeworfenen Frage, 
ob es ein Staatsziel oder gar einen 
Verfassungsauftrag zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
auf Bundesebene gibt, vertreten 
Rechtsprechung und Rechtswis-
senschaft ganz überwiegend die 
Auffassung der Bundesregierung: 
„Die in Artikel 72 Absatz 2 GG er-
wähnte Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundes-
gebiet ist eines von mehreren 
Tatbestandsmerkmalen für die 
Zulässigkeit einer bundesgesetz-
lichen Regelung in den dort im 
Einzelnen genannten Rechtsge-
bieten. Diese Norm beinhaltet  
insofern eine Kompetenzaus-
übungsschranke für den Bundes-
gesetzgeber, nicht aber eine ver-
fassungsrechtliche Verpflichtung 
zur Inanspruchnahme dieser  
Befugnis im Sinne einer Staats-
zielbestimmung oder eines Ver-
fassungsauftrags“ (Deutscher 
Bundestag 2015, Antwort auf  
Frage 3). Auch das Bundesver-
fassungsgericht hat dies mehr-
fach bestätigt, zuletzt 2015 in  

seinem Urteil, mit dem es eine 
Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes für ein Betreuungsgeld 
verneinte (BVerfG 2015). 

Diese Einordnung von Art. 72 
GG als Kompetenzausübungs-
schranke verdamme den Bund 
aber „nicht zur Tatenlosigkeit“, 
ihm stehe insbesondere der 
„komplette Bereich der Raum-
ordnung“ zur Verfügung (Brandt 
2006: 1, 34). Im Unterschied zum 
Grundgesetz wird der Rechts-
begriff „gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ im Raumordnungs-
gesetz des Bundes auch sehr viel 
ausführlicher inhaltlich bestimmt 
(§§ 1 und 2). Brandt zufolge ist 
die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse weniger eine 
Frage des „verfassungsrechtlichen 
Dürfens“, als vielmehr eine des 
„politischen Wollens“. Auch Kahl 
(2016: 64) bezeichnet den Grund-
satz „Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse als „ein poli-

Die unterschiedliche Lichtintensität bei Nacht 
veranschaulicht die Siedlungsstruktur und  
die räumlich ungleiche Verteilung (nicht nur) 
ökonomischer Aktivitäten in Deutschland.
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tisches Postulat und eine (unter 
mehreren) föderalen Leitlinien im 
Sinne eines bestimmten, nämlich 
unitarisch-solidarischen Bundes-
staatsverständnisses […], das mit 
anderen gegenläufigen Leitideen 
(z. B. Wettbewerbsföderalismus) 
konkurriert.“

Planungswissenschaftliche 
Perspektiven 

Den Planungswissenschaften 
(und der von diesen nicht immer 
unterscheidbaren Raumplanung) 
gilt Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse als eines der wich-
tigsten Leitbilder der Raument-
wicklung und Raumordnungs-
politik. Prägnant resümiert Aring 
(2010: 766): „Die gleichwertigen 
Lebensverhältnisse kann man  
als räumliche Ausprägung des 
Sozialstaats in Deutschland  
interpretieren.“ 

Seit den 2000er Jahren wird regel-
mäßig eine „Neuinterpretation“ des 
Gleichwertigkeitsziels gefordert, 
um gesellschaftlichem Wandel 
Rechnung zu tragen (z. B. Hahne 

2005; Brake 2007; Stielike 2010). 
Eine Neuinterpretation setzt, so 
sollte man meinen, ein explizites 
Verständnis gleichwertiger Lebens-
verhältnisse voraus, das über die 
erwähnte räumliche Dimension 
des Sozialstaats hinausgeht. Doch 
auch Planungswissenschaften 
und Raumplanung bleiben eine 
Definition schuldig. Als kleinster 
gemeinsamer Nenner lässt sich 
die öffentliche Daseinsvorsorge 
als Voraussetzung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse identifizieren. 
Auch im planungswissenschaftli-
chen Kontext wird per Negativ-
definition einer „Fehlinterpretation“ 
widersprochen, „die Gleichwertig-
keit mit Gleichheit und Nivellierung 
verwechselt, denn Gleichwertigkeit 
und Verschiedenheit (Diversität) 
sind keine Gegensätze“ (ARL 
2006: 1). Zugleich könne „nie-
mand genau sagen, wie viel 
räumliche Ungleichheit die Idee 
der Gleichwertigkeit verträgt“ 
(Aring 2010: 766).

Die Akademie für Raumordnung 
und Landesplanung (ARL, heute 
Akademie für Raumentwicklung 

in der Leibniz-Gemeinschaft) – ein 
wichtiges Netzwerk von Raum-
wissenschaftler*innen und Pla-
nungspraktiker*innen – befasste 
sich seit 2006 in drei Arbeitskrei-
sen dezidiert mit dem Thema 
Gleichwertigkeit. Der erste Arbeits-
kreis benannte Erwerbsmöglich-
keiten und den Zugang zu Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge 
als zentrale Dimensionen. Vor 
dem Hintergrund der damaligen 
Raumentwicklungsmuster bestand 
die „Neuinterpretation“ des Gleich-
wertigkeitsziels in einer Betonung 
der Chancengleichheit bei der 
Teilhabe an wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklungen, 
der Konzentration von Infrastruktur-
einrichtungen, der Akzeptanz einer 
Vielfalt räumlicher Entwicklungs-
muster und des Standortwettbe-
werbs sowie der Gestaltung von 
Schrumpfungsprozessen. Der  
Arbeitskreis vertrat „weder ein[en] 
nivellierende[n] Gleichheits- und 
Umverteilungsanspruch einerseits 
noch eine Verabsolutierung des 
Wettbewerbsprinzips ohne jede 
politische Rahmensetzung anderer-
seits“ (ARL 2006: 8). Zehn Jahre 
später zeichnete ein weiterer  
Arbeitskreis Konturen eines ver-
änderten Verständnisses von 
Gleichwertigkeit mit Schwerpunkt 
auf dem Thema Daseinsvorsorge 
(ARL 2016). Ausgangspunkt war 
die Ausstattungsfixiertheit des 
Gleichwertigkeitsdiskurses. Der 
Arbeitskreis sprach sich für eine 
flächendeckende Mindestversor-
gung aus, doch seien zentrale 
Fragen der Gewährleistung von 
Daseinsvorsorge nur normativ 
und dann in einem gesellschaft-
lichen Diskurs zu klären. Dieser 
würde einen Beitrag zu einer 
Konkretisierung des Gleichwertig-
keitsziels leisten. Die Neuinter-
pretation bestand zum einen in 
der Vernachlässigung objektiver 
Ausstattungsmerkmale zuguns-
ten der Wirkungen vorhandener 
bzw. fehlender Daseinsvorsorge 
(Outcome- statt Input-Orientierung) 

Das Dorfgemeinschaftshaus in Neuhof (heute Ortsteil von Bad Sachsa) wurde 1966  
eröffnet. Niedersachsen war mit Hessen und Bayern ein Vorreiter bei der „sozialen  
Aufrüstung“ des Dorfes, wie die Ausstattung ländlicher Räume mit moderner Infra- 
struktur in den Nachkriegsjahrzehnten auch genannt wurde. Dorfgemeinschaftshäuser 
als multifunktionale Einrichtungen sollten dem Abbau des in dieser Zeit als gravierend 
empfundenen Stadt-Land-„Gefälles“ dienen.
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– also z. B. regionales Bildungs-
niveau anstelle Zahl der Schulen 
je 1 000 Einwohner*innen –, zum 
anderen durch den expliziten  
Bezug auf Chancen- und Verfah-
rensgerechtigkeit. Ein weiterer  
Arbeitskreis betonte erst jüngst 
räumlichen Ausgleich, Wachstums-
impulse und Mindeststandards 
der Daseinsvorsorge sowie die 
übergreifende Bedeutung der 
Raumordnung (etwa durch Umset-
zung des Zentrale-Orte-Systems; 
ARL 2020).

Raumplaner*innen und Planungs-
wissenschaftler*innen haben nicht 
nur in der jüngeren Vergangenheit 
wesentliche Beiträge dafür geleis-
tet, dass der öffentliche Gleich-
wertigkeitsdiskurs wiederbelebt 
bzw. am Leben erhalten wurde. 
Bei allen Zweifeln am empirischen 
Erfolg der Gleichwertigkeitsbemü-
hungen halten sie das Leitbild selbst 
überwiegend für so grundlegend, 
dass es beibehalten und im Sinne 
der Chancengleichheit bzw. -ge-
rechtigkeit bei gleichzeitiger Zu-
lassung regionaler Unterschiede 
uminterpretiert werden solle. 

Sozialwissenschaftliche  
Perspektiven 

Bereits in die 1970er Jahre fällt 
ein wesentlicher konzeptioneller 
und methodischer Beitrag zur  
Bestimmung des im Gleichwertig-
keitsdiskurs vergleichsweise wenig 
beachteten Begriffs der Lebens-
verhältnisse unter dem Label 
„Lebensqualität“ (Zapf 1972). In 
konzeptioneller Hinsicht erweiterte 
die soziologische Lebensqualitäts-
forschung das vorherrschende 
Verständnis um subjektive Deu-
tungen und Bewertungen äußerer 
Lebensbedingungen. Ihre metho-
dische Innovation bestand in der 
Initiierung einer bis heute immer 
weiter verfeinerten, räumlich je-
doch wenig sensiblen, Sozialindi-
katorenforschung. Deren Absicht 
war von Anbeginn eine Konzeptu-

alisierung und Operationalisierung 
von Lebensqualität und Wohlfahrt 
„jenseits des Bruttosozialprodukts“ 
(u. a. Noll 2002). Lebensqualität 
wird als Zusammenhang von ob-
jektiven Lebensbedingungen und 
subjektivem Wohlbefinden ver-
standen, wobei sozial wie indivi-
duell unterschiedliche Anspruchs-
niveaus zu berücksichtigen sind. 
Das bedeutet, dass für eine Per-
son „durchaus gute Lebensbedin-
gungen mit einer als schlecht wahr-
genommenen Lebensqualität zu-
sammengehen können (Unzufrie-
denheitsdilemma) und schlechte 
Lebensbedingungen mit positiven 
Bewertungen (Zufriedenheits-
paradox)“ (Zapf 1984: 25). Lebens-
qualität gilt als multidimensionales 
Wohlfahrtskonzept und wird von 
Lebensstandard unterschieden 
(Noll 2000).

In der allgemeinen Soziologie 
finden sich explizite Bezüge auf 
die Formel „Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse“ und ihre  
Prüfung mit einem soziologischen 
Instrumentarium ausgesprochen 
selten. Dies dürfte außer an einer 
anhaltenden Raumblindheit der 
Soziologie an der Normativität 
des Leitbilds und der prinzipiellen 
Skepsis (nicht nur) von Sozial-
wissenschaftler*innen gegenüber 
einer Identität von politischem An-
spruch und empirischer Realität 
liegen. Eine Ausnahme bildet ein 
Aufsatz von Eva Barlösius (2006). 
Sie konstatiert zunächst für die 
öffentliche Debatte der frühen 
2000er Jahre die weitverbreitete 
Gleichsetzung von Gleichwertig-
keit mit „Gleichheit“ bzw. „Gleich-
förmigkeit“ und die offene Frage, 
„was an die Stelle von Gleich-
wertigkeit als Gleichheit“ treten 
könnte (ebd.: 17). Ähnlich wie der 
ARL-Arbeitskreis (2006) bezieht 
sich Barlösius dann auf das 
Postulat sozialer Gerechtigkeit 
als Grundlage von Gleichwertig-
keitsvorstellungen und schluss-
folgert, dass die Debatte um 

gleichwertige Lebensverhältnisse 
auch die Anerkennung von Diffe-
renz beinhalten sollte.

Ein Gerechtigkeitsmaß welcher 
Ausprägung auch immer wird 
stets Fragen subjektiver Bewer-
tungen regionaler Disparitäten zu 
berücksichtigen haben. In diesem 
Zusammenhang ist auffällig, dass 
es gleichermaßen an konzeptio-
nellen wie empirischen Arbeiten 
fehlt, die einen expliziten Bezug 
zum Postulat der Gleichwertigkeit 
der Lebensbedingungen herstellen 
und die darauf bezogenen Wahr-
nehmungen der Bevölkerung empi-
risch basiert untersuchen würden. 
Zwischen der raumwissenschaft-
lichen Gleichwertigkeitsdebatte 
und der oben erwähnten Sozial-
indikatorenforschung gibt es na-
hezu keine Querverbindungen. 
Nur selten werden die großen  
sozialwissenschaftlichen Bevöl-
kerungsbefragungen auf Wahr-
nehmungen und Bewertungen 
räumlicher Gerechtigkeit hin aus-
gewertet (vgl. aber Kawka und 
Sturm 2006). Das hängt auch  
mit den Grenzen der in diesen 
Befragungen verwendeten Items 
(Fragen) zusammen. Deshalb 
beschrän ken sich raumsoziolo-
gische und regionalgeografische 
Arbeiten häufig auf Fallstudien 
und arbeiten mit qualitativ- 
ex plorativen Zugängen (z. B.  
Steinführer und Küpper 2013; 
Simmank und Vogel 2020).

Regionalökonomische  
Perspektiven 

Aus Perspektive der Wohlfahrts-
ökonomik, die sich mit der ökono-
mischen Definition und Messung 
sozialer Wohlfahrt befasst, lassen 
sich Lebensverhältnisse nicht ob-
jektiv vergleichen. Sie hätten dem-
nach vielmehr dann als gleich-
wertig zu gelten, wenn Menschen 
unter ihnen ähnliche (subjektive) 
Nutzenniveaus realisieren können. 
Vereinfachend wird in vielen öko-
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nomischen Studien, meist nur  
implizit, die Annahme getroffen, 
dass sich bei funktionierenden 
Märkten mithilfe eines ausrei-
chenden Einkommens prinzipiell 
alle Bedürfnisse befriedigen las-
sen. Somit würden dann unter 
weiteren, allerdings vorausset-
zungsvollen Annahmen nicht nur 
die individuellen, sondern auch 
der gesamtgesellschaftliche Nut-
zen maximiert. Als Einkommens-
indikator dient üblicherweise das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) oder 
das BIP pro Kopf. An der Konzen-
tration auf diese Indikatoren wer-
den neben der Außerachtlassung 
des subjektiven Wohlbefindens 
vor allem die Untererfassung 
nicht-marktmäßiger Aktivitäten, 
die Einbeziehung ökonomischer 
Negativereignisse sowie die Ver-
nachlässigung von Verteilungs-
aspekten (Stiglitz et al. 2009)  
kritisiert. Zu den unbestreitbaren 
Vorzügen des Indikators zählt, 
dass sich das BIP einer klar defi-
nierten, auf eindeutigen Kriterien 
gründenden Messmethodik zur 
Erfassung monetär quantifizierter 
Komponenten bedient.

Auch die als Alternativen zum 
BIP diskutierten Indikatorenbündel 
(wie z. B. Human Development 
Index, Happy Planet Index, Natio-
naler Wohlfahrtsindex) stehen in 
der Kritik, weil die Verdichtung 
mehrerer Einzelindikatoren zu  
einem Gesamtindikator Gewich-
tungen voraussetzt, für die es  
keine objektiven Grundlagen gibt 
(Kroker et al. 2011). Ein zweiter 
Kritikpunkt zielt darauf ab, dass 
die alternativen Indizes die Pro-
duktionssphäre und damit die  
Bedeutung wettbewerbsfähiger 
Produktionskapazitäten vernach-
lässigen (ebd.). Die 2010 vom 
Bundestag eingesetzte Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohl-
stand, Lebensqualität“ spricht 
sich aufgrund der damit verbun-
denen Probleme gegen einen 
hochaggregierten Gesamtindikator 

aus und empfiehlt stattdessen die 
Verwendung sog. W3-Indikatoren, 
die ihrerseits zehn Leitindikatoren 
in drei Wohlstandsdimensionen 
(Materieller Wohlstand, Soziales 
und Teilhabe sowie Ökologie) 
umfassen (Deutscher Bundestag 
2013). Aus Sicht der Enquete-
Kommission bleibt das BIP zur 
Messung des materiellen Wohl-
stands unverzichtbar. 

In der Regionalökonomie wer-
den Aspekte der Gleichwertigkeit 
oft im Zusammenhang mit dem 
Trade-off zwischen der Realisie-
rung möglichst ausgeglichener 
Einkommensniveaus (Gleich-
heitsziel) und der Maximierung 
der Produktivität oder Effizienz 
von Volkswirtschaften (Wachs-
tumsziel) diskutiert. Dieser Trade-
off besteht aus Sicht der neo-
klassischen Ökonomie, weil 
staatliche Umverteilungen als 
marktverzerrende Eingriffe ver-
hindern, dass Ressourcen ihrer 
produktivsten Verwendung zuge-
führt werden. Auch eine regionale 
Umverteilung vor dem Hinter-
grund des Ziels der Realisierung 
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse ist angesichts dieses Trade-
offs kritisch zu hinterfragen, denn 
regionale Verteilungsunterschie-
de können mit positiven Wirkun-
gen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung einhergehen, wenn sie 
z. B. das Resultat von Ballungs-
vorteilen sind (z. B. Pflüger und 
Südekum 2005 oder Rosenfeld 
2018). Eingriffe in die regionale 
Verteilung von Arbeit und Kapital 
könnten dann gesamtwirtschaft-
lich zu Wachstumseinbußen und 
Einkommensverlusten führen. 

Aus regionalökonomischer Pers-
pektive ist festzuhalten, dass das 
Erreichen eines hohen Einkom-
mensniveaus eine Voraussetzung 
für flächendeckend gute Lebens-
verhältnisse ist. Ein ausreichen-
des Einkommensniveau erfordert 
ein Mindestmaß an leistungsfähi-

gen Produktionsstrukturen in allen 
Landesteilen, deren Kapazitäten 
wiederum annäherungsweise 
durch das BIP in seiner Berech-
nung von der Entstehungsseite 
her abgebildet werden. Es bleibt 
Aufgabe der Politik, über die Ge-
wichtung der unterschiedlichen 
Dimensionen der Wohlfahrt sowie 
des Verteilungs- gegenüber dem 
Produktivitäts- bzw. Wachstums-
ziel zu entscheiden. Aus dieser 
Gewichtung ergibt sich dann, wie 
viele Ressourcen in die Verbes-
serung der regionalen Lebens-
verhältnisse investiert werden 
und in welchen der genannten 
Bereiche das jeweils prioritär er-
folgt, um die Menschen überall 
dazu zu befähigen, ähnliche 
Wohlfahrtsniveaus zu realisieren. 

Lässt sich Gleichwertigkeit 
wissenschaftlich bestimmen? 
Ein Fazit und neue Fragen

Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse ist eine feste und wieder-
kehrende Formel der politischen 
Debatte der Bundesrepublik. In 
ihrer Normativität und Unbestimmt-
heit entzieht sie sich einer ein- 
deutigen wie einheitlichen Defi-
nition. Die hier nur ansatzweise 
darstellbare jüngere Diskussion in 
den Rechts-, Planungs- und Sozial-
wissenschaften sowie in der Regio-
nalökonomie bietet statt präziser 
Definitionen zahlreiche unterschied-
liche Interpretations- und Opera-
tionalisierungsversuche an. 
„Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse“ ist und bleibt ein  
politisches Leitbild – und es ist 
gerade diese Unbestimmtheit,  
die im Zuge des sozialen und 
ökonomischen Wandels der ver-
gangenen Jahrzehnte immer wie-
der gesellschaftliche Debatten 
über dessen genauen Bedeutungs-
gehalt hervorgerufen und neue 
Forschungen angestoßen hat. 

Nun wird sich Wissenschaft  
immer wieder mit der Frage kon-
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frontiert sehen, was Gleichwertigkeit 
denn sei und wie man sie messen 
kann. Wir empfehlen, in Diskussi-
onen über die Bedeutungsgehalte 
der Formel der Gleichwertig keit 
der Lebensverhältnisse bzw. über 
die konkreten empirischen Aus-
prägun gen folgende Fragen zu 
berücksichtigen: 

 ● Auf welcher räumlichen Ebene 
soll über Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse gespro-
chen werden (z. B.: Länder 
oder Kreise? Großstädte im 
Vergleich zu ländlichen Räu-
men? Ostdeutsche vs. west-
deutsche Bundesländer)?

 ● Welche Lebensbereiche wer-
den zu Lebensverhältnissen 
hinzugerechnet bzw. was ge-
hört nicht dazu?

Die Literaturangaben fi nden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/Literatur-Steinführer-Hundt-Küpper-Margarian-Mehl.pdf

 ● Mit welchen Indikatoren lassen 
sich die vorab bestimmten Le-
bensbereiche am besten abbil-
den? Welche Daten sind für 
welche Gebietseinheiten ver-
fügbar? Was spricht für, was 
gegen die Gewichtung einzel-
ner Indikatoren? Welche inhalt-
lich relevanten Indikatoren 
können nicht mit adäquaten 
Daten untersetzt werden und 
welche Konsequenzen hat das 
für die empirische Ermittlung 
von Gleichwertigkeit?

 ● Welche Rolle wird den Erwar-
tungen, Deutungen, Ressour-
cen und Handlungsspielräu-
men der Bevölkerung in den 
von „ungleichwertigen“ bzw. 
„unterdurchschnittlichen“ 
Lebensverhältnissen gepräg-

ten Regionen zugemessen? 
Werden negative Ausprägun-
gen in einem Lebensbereich 
durch positive Ausprägungen 
in einem anderen Lebens-
bereich kompensiert?

 ● Welche methodischen Alter-
nativen gibt es bei der Be-
stimmung (un-)gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse 
zum arithmetischen Mittel 
oder zum Median auf Bun-
desebene? Ab welcher Aus-
prägung ist es aus politi-
scher Perspektive gerecht-
fertigt, von gleichwertigen 
bzw. ungleichwertigen 
Lebensverhältnissen zu 
sprechen? Wie wird dies 
begründet?  

„Wa� �����n��� S�� �i� G��i����� i���i� ��� L���n����h�l��i� �?“
„Ob Lebensverhältnisse noch gleichwertig oder schon ungleich-wertig sind, ist eine politische Frage. Die Operationalisierung und Messung von Lebensverhältnissen durch die Wissenschaft verbessert aber zweifellos die Entscheidungsgrundlage, sofern sie systematisch, sorgfältig und nachvollziehbar erfolgt. Moni toringsysteme, Sekundärdatenanalysen und Befragungen können aufzeigen, wie (un)gleich Lebensverhältnisse sind, sich entwickelt haben oder subjektiv eingeschätzt werden. Ob diese dann als (un)gleichwertig anzusehen sind und welcher Handlungsbedarf ggf. daraus entsteht, ist politisch zu entscheiden. 

Nicht zuletzt die Arbeit der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ hat gezeigt, dass weitere wissenschaftliche Anstrengungen erforderlich sind – und dass sie verstärkt nachgefragt werden.“

Dr. Peter Mehl
Stellvertretender Institutsleiter Thünen-Institut für Ländliche Räume und ASG-Kuratoriumsmitglied
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